
 14  economy I N°19 I

Wirtschaft
Fortsetzung von Seite 13

Rund 100 Mrd. US-Dollar (78,9 

Mrd. Euro) gab die Regierung 

der USA im letzten Jahr für 

private Militärunternehmen 

aus – das ist knapp ein Viertel 

des aktuellen Jahresbudgets. 

Eine derart riesige Kriegswert-

schöpfung will sich natürlich 

keines der Unternehmen entge-

hen lassen.

Probleme mit Söldnern

So völlig konfl iktfrei ist das 

Söldnerleben natürlich auch 

nicht. Mit den privaten US-Krie-

gern kam es in der Vergangen-

heit immer wieder zu erheb-

lichen Problemen. Dies hängt 

einerseits mit ihrem rechtlich 

unklaren Status zusammen – sie 

führen zwar quasi militärische 

Einsätze durch, sind aber theore-

tisch der Zivilgesetzgebung des 

Einsatzlandes unterworfen –,

andererseits auch mit der Cha-

rakteristik eines solchen Jobs.

Rekrutiert werden Söldner 

oder Privatsoldaten hauptsäch-

lich aus Berufsarmeen. Die be-

reits perfekt ausgebildeten Sol-

daten werden dabei mit hohen 

Gehältern gelockt. Der Durch-

schnittslohn wird im Fall von 

Dyncorps mit rund 100.000 US-

Dollar pro Jahr zuzüglich di-

verser Zulagen beziffert (siehe 

auch www.dyncorprecruiting.

com).Viele Soldaten der privaten 

Armee-Unternehmen kommen 

aus Armee-Spezial einheiten, 

manche sind aber auch Reser-

visten, Zivilisten und teilweise 

Ex-Kriminelle. 

So kommt es bei den Einsät-

zen auch immer wieder zu Vor-

fällen, die in einer regulären Ar-

mee normalerweise geahndet 

würden, etwa Drogensucht und 

-handel, Menschenverschlep-

pungen, Vergewaltigungen, Waf-

fenschiebereien oder Schmuggel 

mit wertvollen Bodenschätzen. 

Zwei der Militärfi rmen, CACI 

und Titan Corporation, waren 

in den Folterskandal in Abu 

Ghraib im Irak verwickelt, in 

Bosnien wurden Söldner des 

Frauenhandels überführt.

Kollateralschäden

Das Pentagon scheint diese 

„Nebenerscheinungen“ in Kauf 

zu nehmen und sie so gut wie 

möglich zu vertuschen, wer-

den die Privatarmeen in Drit-

te-Welt-Staaten doch auch häu-

fi g zum Schutz von Konzernen 

eingesetzt, wie etwa der United 

Fruit Company oder großen Öl-

förderern wie Texaco, BP und 

andere mehr, die keine negati-

ve Presse wünschen.

Doch nicht nur an der Front 

gibt es teilweise unerquickliche 

Vorgänge, auch die Manager, 

die den privaten Militärfi rmen 

vorstehen, haben nicht immer 

eine blütenweiße Weste. Im Fal-

le von Dyncorp, das als Sicher-

heitsunternehmen auch Zugriff 

und Gewalt über zahlreiche 

Systeme der inneren Überwa-

chung in den USA hat, kam es zu 

höchst merkwürdigen Verwick-

lungen des Ex-Dyncorp-Chefs 

Herbert Winokur in den En-

ron-Skandal. Auch die Rolle der 

Eliteschmiede Harvard stand 

plötzlich im Mittelpunkt des In-

teresses, war Winokur doch Mit-

glied der Harvard-Leitung. 

Das Lobbying-Netz

Von regierungskritischen Or-

ganisationen in den USA wird 

schon länger die Rolle so ge-

nannter konservativer „Think-

tanks“ wie etwa in Harvard und 

zahlreichen anderen Instituten 

kritisiert, die in einem unüber-

sehbaren Lobbying-Geflecht 

mit US-Kongress und privaten 

Konzernen vernetzt sind. Ein 

markantes Beispiel dafür ist 

die Rolle von Ex-US-Verteidi-

gungsminister Donald Rums-

feld als Chef des Thinktanks 

Rand Corporation oder von 

US-Vizepräsident Dick Cheney 

als früherem Vorstandschef 

(CEO) von Halliburton. Und im-

mer wieder kommt es auch vor, 

dass die Top-Militärfi rmen im 

US-Wahlkampf großzügige Par-

teispenden lockermachen.

Im ersten und zweiten Irak-

krieg hat die Praxis der priva-

ten Militärunternehmen ihren 

bisherigen Höhepunkt erreicht. 

Noch immer verschleiern die 

USA das Offensichtliche: Die 

geschätzt rund 6000 Söldner, 

die derzeit im Irak zugange 

sind, werden nämlich nicht of-

fiziell von der US-Regierung 

in das Land entsandt, sondern 

über irakische Auftraggeber, 

die wiederum unter dem Ein-

fl uss von US-Unternehmen ste-

hen. Insgesamt sollen derzeit an 

die 60 private Militärfi rmen im 

Irak unter Vertrag stehen. 

Das British American Securi-

ty Information Council (Basic) 

hat erhoben, dass die Söldner-

truppen bereits die logistische 

Kontrolle im Irak-Konfl ikt über-

nommen haben, was wiederum 

Grund zur Sorge gebe, dass der 

Einfl uss der Söldnerfi rmen auf 

militärische Operationen oder 

überhaupt auf die ganze mili-

tärische Strategie überhand-

nimmt und über kurz oder lang 

auch viel zu starkes politisches 

Gewicht bekommt. Eine weitere 

unerwünschte Erscheinungs-

form ist es, dass durch die ho-

hen Söldnerlöhne den regulären 

Truppen zunehmend ihre besten 

Leute abhanden kommen.

Die Kriegs-AGs

Peter W. Singer, Autor des 

aufschlussreichen Buches 

„Die Kriegs-AGs. Über den 

Aufstieg der privaten Militär-

firmen“, zieht beängstigende 

Schlüsse: „Die Militärfirmen 

brauchen den Krieg, weil er ja 

ihre Geschäftsgrundlage ist.“ 

Und nachdem Kriegsführung 

laut Singer „eine der größten 

Wachstumsbranchen der Welt“ 

sei, „brauchen sie immer mehr 

Krieg. Die Firmen sind Kriegs-

gewinnler im wahrsten Sinne 

des Wortes, gekämpft wird um 

und für den Profi t.“ Und die de-

mokratische Kontrolle fehle 

vollends: „Wir haben seit drei 

Jahren 20.000 dieser privaten 

Dienstleister im Irak. Keiner 

von ihnen wurde für irgendein 

Verbrechen angezeigt, verfolgt 

oder bestraft.“

Singer ist außerdem der Mei-

nung, dass die USA militärische 

Operationen wie im Irak ohne 

Söldnerfi rmen gar nicht mehr 

durchführen könnten. Denn die 

Kriegskonzerne gehen ja nicht 

nur an die Front, sondern leis-

ten Dienste in Logistik und Ver-

sorgung, Wartung für Flugzeug- 

und Raketentechnik und führen 

Armee-Trainings, Verhöre und 

strategische Planungen durch. 

Dyncorp zum Beispiel hat ei-

nen Outsourcing-Auftrag für 

die Bodenwartung der Air 

Force One-Flotte. Singer: „Es 

gibt Dienste, die man Zivilisten 

überlassen kann, andere aber 

nicht, etwa die Verhöre von Abu 

Ghraib.“ Letztlich entscheide 

aber im Falle der Militärfir-

men der „Kunde“ und nicht der 

US-Kongress, welche militä-

rischen Operationen für Private 

angemessen seien oder nicht.

Bis jetzt hat sich in den USA 

und Großbritannien in der 

Öffentlichkeit die zynische 

Überzeugung durchgesetzt, 

die Auslagerung militärischer 

Dienste sei für den Staatshaus-

halt effizienter, weil billiger, 

und deshalb blieb der öffent-

liche Protest eher verhalten. Da 

es sich aber um eine recht in-

transparente Branche handelt, 

die ihre Aufträge selten über 

öffentliche Ausschreibungen 

oder Bieterverfahren erhält, ist 

eine Ersparnis häufi g gar nicht 

vorhanden. Gezeigt hat sich dies 

etwa bei Halliburton: Die Firma 

hat der US-Armee im Irakkrieg 

viel zu teures Benzin für Steu-

ergeld angedreht und viele Auf-

träge ohne wesentliche Kosten-

kontrolle direkt vom Pentagon 

zugeschanzt bekommen.

Instabilität ist auf
dem Vormarsch
Die rasch steigende Zahl insta-

biler Staaten stellt nach Ein-

schätzung der Weltbank eine 

zunehmende Gefahr für die in-

ternationale Sicherheit dar. Von 

2003 bis heute sei die Zahl der 

instabilen Staaten von 17 auf 26 

angewachsen, heißt es in einer 

Studie. Diese Staaten seien ge-

prägt durch Mangel an Sicher-

heit, erhebliche Korruption, 

Zusammenbruch der Rechts-

staatlichkeit und beschränkte 

Ressourcen zur Entwicklung. 

Länder wie Afghanistan, Hai-

ti, Tadschikistan oder die Zen-

tralafrikanische Republik böten 

Raum für Terroristen, Drogen-

händler und Waffenschmugg-

ler. Die Auswirkungen würden 

oft über die Grenzen des betrof-

fenen Landes hinausreichen und 

könnten ganze Regionen aus der 

Balance bringen. apa

Mehr Wachstum
ohne neue Jobs
Der Internationale Währungs-

fonds (IWF) sieht die Wirt-

schaftsaussichten in Österreich 

rosiger: Heuer wird die hei-

mische Wirtschaft um 2,8 Pro-

zent zulegen. Noch im Frühling  

hatte der IWF für das Jahr 2006 

ein Plus von 2,2 Prozent vorher-

gesagt. Wermutstropfen: Das 

stärkere Wachstum schafft kei-

ne neuen Arbeitsplätze. Für das 

heurige Jahr erwartet der IWF 

weiterhin eine Arbeitslosen-

quote von 4,8 Prozent, 2007 soll 

die Rate auf 4,7 Prozent sinken. 

Dies, obwohl das Wachstums-

tempo dann in Österreich laut 

den jüngsten Berechnungen des 

Internationalen Währungsfonds 

mit 2,3 Prozent wieder leicht ab-

nehmen wird.

Opec lässt Finger
von den Ölhähnen
Ungeachtet der Abkühlung der 

weltweiten Konjunktur, die zu 

einem Rückgang der Ölnach-

frage führen und einen Preis-

rutsch auslösen könnte, hält 

die Organisation erdölexpor-

tierender Länder (Opec) ihre 

Förderhöchstquoten vorerst 

konstant. So hat die Internatio-

nale Energieagentur (IEA) be-

reits das Nachfragewachstum 

für heuer und 2007 nach unten 

revidiert. Das steigert laut Ex-

perten den Druck auf die Opec, 

die Produktion herunterzufah-

ren, was noch im Spätherbst 

passieren könnte. Schon jetzt 

sorgt sich das Förderkartell um 

einen weiteren Preisverfall: In 

den vergangen vier Wochen ist 

Rohöl um ein Fünftel billiger 

geworden. Druck auf die Prei-

se geht auch davon aus, dass die 

Ölbranche massiv in Produkti-

onsausweitungen investiert, laut 

Branchenkennern baut sich ein 

Überversorgungsszenario auf. 

Umstritten unter Experten ist, 

wann und ob die Spekulations-

blase bei Öl (und anderen Roh-

stoffen) platzen wird. apa/rose

Notiz Block
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 Angaben in Mrd. US-Dollar/*geschätzt

478,2

48,3 42,1 41,046,1 33,2 27,7 25,2 21,0 20,4

RÜSTUNGSAUSGABEN 2005

 Zahlenspiel 

Die globalen Rüstungsausgaben sind 2005 um 3,4 Prozent 

auf eine Summe von 1118 Mrd. US-Dollar (879,7 Mrd. Euro) 

geklettert. Das entspricht dem Niveau der heißesten Phase des 

Kalten Krieges. Motor der Aufrüstung sind die USA, sie geben 

genauso viel Geld fürs Militär aus wie die 14 folgenden Län-

der zusammen. Der Antiterrorkrieg, besonders im Irak und in 

Afghanistan, hat die US-Militärausgaben auf 478 Mrd. US-Dol-

lar hinaufgetrieben – 50 Prozent mehr als 1996. China hat seine 

Rüstungsausgaben seither fast verdreifacht, Indien und Saudi-

Arabien haben sie in der vergangenen Dekade verdoppelt. rose

Private Militärfirmen
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